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Deutschland in den UN 1990 bis heute 
Vier Thesen zur deutschen Rolle

Johannes Varwick

Dieser Beitrag bilanziert Deutschlands Engagement 
in den Vereinten Nationen seit dem Jahr 1990. An-
hand von vier Thesen wird argumentiert, dass 
Deutsch lands UN-freundliche Rhetorik sowie durch-
aus beachtlichen Leistungen an das UN-System al-
lein kein verlässlicher Maßstab zur Bewertung der 
deutschen UN-Politik sind. Es hat sich in den zwan-
zig Jahren seit der Vereinigung gezeigt, dass Deutsch-
land von einem Konsumenten zu einem (Mit-)Pro-
duzenten internationaler Ordnung geworden ist. 
Doch um dieser Rolle weiterhin gerecht zu werden, 
muss es in zahlreichen relevanten Bereichen mehr 
tun, aktiver an der multilateralen Problemlösung 
mitwirken.

Das neue Deutschland  
und die Vereinten Nationen

Die deutsche Außen- und Sicherheitspolitik hat sich 
seit Aufnahme des vereinten Deutschlands in die Ver-
einten Nationen zum 3. Oktober 19901 erheblich ver-
ändert. Die deutsche Vereinigung war dabei zunächst 
Ergebnis der fundamentalen weltpolitischen Umwäl-
zungen der Jahre 1989/1990, die nicht nur Deutsch-
land, sondern eben auch die UN in eine vollkommen 
neue Rolle brachten. Beide deutschen Staaten hat-
ten sich zu einem Staat vereinigt, der zukünftig un-
ter dem Namen ›Deutschland‹ in den UN auftreten 
sollte. Der ›Zwei-plus-vier-Vertrag‹ vom 12. Septem-
ber 1990, der die außenpolitischen Aspekte der deut-
schen Vereinigung regelte, brachte dem vereinten 
Deutschland die vollständige Souveränität über sei-
ne inneren und äußeren Angelegenheiten. Bereits in 
diesem außenpolitischen Schlüsseldokument wird 
mehrfach auf die UN-Charta Bezug genommen und 
die Verpflichtung zu einer friedlichen, an das Völker-
recht gebundenen Außenpolitik bekräftigt. In einer 
ersten Erklärung zum Tag der deutschen Einheit 
am 3. Oktober 1990, die allen Regierungen, mit de-
nen Deutschland diplomatische Beziehungen unter-
hielt, übermittelt wurde, kündigte der damalige Bun-
deskanzler Helmut Kohl eine aktivere Rolle Deutsch - 
lands auch im Bereich der UN-Friedenssicherung an.2 
Wenige Tage zuvor hatte bereits sein Außenminister, 
Hans-Dietrich Genscher, vor der Generalversamm-
lung der UN erklärt, dass sich Deutschland seiner 
grö ßer gewordenen Verantwortung bewusst sei, die-
se annehmen und sich stärker im Rah men der UN 
engagieren werde.3  

Infolge des weltpolitischen Umbruchs trat auch 
die Weltorganisation aus ihrer weitgehenden Läh-

mung während des Ost-West-Konflikts heraus und 
rückte – freilich mit viel ›Auf und Ab‹– ins Zent-
rum der Weltpolitik. Dabei war Beobachtern wie 
auch vielen Akteuren in den UN durchaus bewusst, 
dass einer neu gewonnenen Handlungsfähigkeit bald 
neue Aufgaben in den Haupttätigkeitsfeldern fol-
gen könnten und müssten. In diesem Sinne wurde 
die deutsche Einheit – anders als bei manch engen 
Partnern Deutschlands in NATO und EU – auch 
deshalb begrüßt, weil sich die Vereinten Nationen von 
einem größeren und endgültig souveränen Deutsch-
land ein stärkeres Engagement erhofften.4 

Im vorliegenden Beitrag wird eine bewusst poin-
tierte Querschnittsbilanz der deutschen Politik in den 
Vereinten Nationen seit 1990 gezogen und die The-
matik thesenartig zugespitzt.5 Dabei wird weder das 
nachgezeichnet, was für jede/n Interessierte/n offen-
kundig oder mehr oder weniger einfach selbst zu re-
cherchieren ist (Zahlen, Fakten, offizielle Positionen), 
noch detailliert auf einzelne, besonders spannende 
Politikfelder eingegangen.6 Vielmehr wird argumen-

Prof. Dr.  
Johannes Varwick,   

geb. 1968, ist 
Professor für 

Internationale 
Beziehungen und 

europäische Politik 
am Institut für 

Politikwissenschaft 
und Japanologie  

der Martin-Luther-
Universität 

Halle-Wittenberg. 

  1 Die diesbezüglichen Briefe an den UN-Generalsekretär sind ab-

gedruckt in: Vereinte Nationen (VN), 5/1990, S.  157.

  2 Siehe Bulletin der Bundesregierung Nr. 118 v. 5.10.1990, S. 1127f., 

über: http://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2009/ 

11/2009-11-16-regierungsdokumente-20-jahre-dt-einheit.pdf?_ _

blob=publicationFile

  3 Hans-Dietrich Genscher, Einheit Deutschlands ein Schritt zur Ein-

heit Europas, Rede des Bundesaußenministers vor der 45. UN-Gene-

ralversammlung am 26.9.1990 in New York, VN, 6/1990, S. 211ff.

  4 Ausführlich zur deutschen UN-Politik aus Anlass des 30-jährigen 

Jubiläums der Mitgliedschaft: Manfred Knapp, Eine erfolgreiche au-

ßenpolitische Emanzipation. Drei Jahrzehnte deutsche Mitgliedschaft 

in den Vereinten Nationen, 6/2003, S. 207–214.

  5 Dieser Beitrag beruht auf einem Vortrag des Verfassers am 18.9.2013 

auf der Fachtagung ›Vom Feindstaat zum Musterknaben? Deutsch-

land und die Vereinten Nationen – 40 Jahre deutsche UN-Mitglied-

schaft‹ in Berlin. Er knüpft an folgende Überlegungen an: Johannes 

Varwick, Deutschland und die UNO: eine abgekühlte Freundschaft? 

in: MenschenRechtsZentrum/Forschungskreis Vereinte Nationen (Hrsg.), 

Die UN-Politik deutschsprachiger Länder, Potsdam 2013, S. 21–30.

  6 Siehe als Überblick: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Na-

tionen (Hrsg.), Deutschland in den Vereinten Nationen, UN-Basis-In-

formationen 47, Berlin 2013, sowie die umfassenden zweijährlichen 

Berichte des Auswärtigen Amtes, zuletzt für die Jahre 2010 und 2011, 

https://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/contentblob/63276 

6/publicationFile/174826/VNBericht1011.pdf. Die wissenschaftliche Li-

teratur zum Thema ist übersichtlich, siehe etwa: Manfred Knapp, Ver-
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tiert, dass die Selbstwahrnehmung deutscher UN-
Politik nicht zwingend mit einer Außenperspektive 
in Übereinstimmung zu bringen ist. 

Dabei ist darauf hinzuweisen, dass man sich 
dieser wie anderen Fragestellungen aus mindestens 
drei Perspektiven nähern kann – die jeweils eine 
eigene Berechtigung haben. Man könnte erstens mit 
einer Entscheiderperspektive, also einer politischen 
Logik, zweitens mit einer Beamtenperspektive, also 
einer bürokratischen Logik aus Sicht des außenpo-
litischen Apparats, und drittens mit einer Beobach-
terperspektive, also einer analytischen Logik aus Sicht 
der Wissenschaft (die selbstverständlich ebenfalls 
nicht objektiv ist) an diese Frage herantreten. Die-
ser Beitrag argumentiert dezidiert aus der dritten Per-
spektive – was nicht heißt, dass kein Verständnis für 
die anderen beiden Perspektiven aufgebracht oder 
ihnen gar eine innere Logik abgesprochen würde. 

Nach diesen Vorbemerkungen sollen im Folgen-
den zunächst die deutschen Beiträge zur Arbeit der 
UN gewürdigt und darauf aufbauend vier Thesen zur 
deutschen UN-Politik vorgestellt und begründet wer-
den, bevor dann mit Hilfe von zwei exemplarisch 
ausgewählten Themen (UN-Reform und Sicherheits-
ratsmandat) eine Bilanz der UN-Politik des verein-
ten Deutschlands gezogen wird.

Deutsche Beiträge zur  
Arbeit der Vereinten Nationen

Die UN bilden nach regierungsamtlicher Einschät-
zung ein unverzichtbares Kernstück innerhalb der 
multilateralen Orientierung der deutschen Außen-, 
Friedens-, Sicherheits- und Menschenrechtspolitik. 
Von Klaus Kinkel über Joschka Fischer und Frank-
Walter Steinmeier bis hin zu Guido Westerwelle; von 
Helmut Kohl über Gerhard Schröder bis zu Angela 
Merkel: Dieser grundlegend UN-freundliche An-
satz wird in Deutschland sowohl von einem breiten 
parteipolitischen Konsens als auch von intensiver 
zivilgesellschaftlicher Unterstützung getragen. Die 
aktive Unterstützung für die Arbeit der UN haben 
alle Bundesregierungen immer wieder zugesagt. Im 
September 2000 war Gerhard Schröder der erste 
Bundeskanzler seit Willy Brandt im Jahr 1973, der 
vor der UN-Generalversammlung sprach, seine Nach-
folgerin Angela Merkel hat bisher zweimal (2007 
und 2010) die Grundzüge der deutschen UN-Poli-
tik vorgestellt. Der damalige Außenminister Josch-
ka Fischer erklärte vor der UN-Generalversamm-
lung im Jahr 2001, die Weltorganisation sei in »ein - 
zigartiger Weise dazu befähigt«, die Grundlagen ei-
ner »kooperativen Ordnungspolitik für das 21. Jahr-
hundert« zu entwerfen und umzusetzen.7 Die erste 
rot-grüne Bundesregierung (1998–2005) attestier-
te den UN in ihrem Koalitionsvertrag 1998 sogar, 
»die wichtigste Ebene zur Lösung globaler Proble-
me«8 zu sein, die es in jeder Hinsicht zu unterstützen 

gelte. Fischers Nachfolger im Amt Frank-Walter Stein-
meier führte 2006 ebenfalls vor der Generalversamm-
lung aus: »Das wiedervereinigte Deutschland sieht 
sich in der Pflicht, die Vereinten Nationen nach Kräf-
ten zu unterstützen, um eine friedlichere und gerech-
tere Welt zu gestalten […] Wir brauchen die Verein-
ten Nationen in den kommenden Jahrzehnten nach 
meiner Überzeugung mehr denn je«.9 Auch der Au-
ßenminister der ab September 2009 amtierenden Ko-
alition aus CDU/CSU und FDP Guido Westerwelle 
erklärte: »Das deutsche Engagement in den Verein-
ten Nationen ist Kernbestandteil deutscher Außen-
politik. Frieden, Sicherheit und Entwicklung lassen 
sich weltweit nur mit den Vereinten Nationen errei-
chen«.10 Bundeskanzlerin Angela Merkel sicherte 
2013 in einem Grußwort an die Deutsche Gesell-
schaft für die Vereinten Nationen zu: »Auch in Zu-
kunft wird Deutschland ein verlässlicher Partner der 
Vereinten Nationen und ein starker Verfechter ihrer 
Ziele bleiben.«11 

Die deutsche UN-Politik zeichnet sich durch ein 
Engagement in der ganzen Breite der UN-Arbeits-
bereiche aus und ist dementsprechend vielfältig. Ne-
ben den medien- und öffentlichkeitswirksamen Be-
reichen gibt es eine breite Palette an Themen, bei 
denen sich Deutschland finanziell und konzeptionell 
engagiert. Im federführenden Auswärtigen Amt lau-
fen in der Abteilung für Vereinte Nationen und Glo-
bale Fragen die Fäden der deutschen UN-Politik zu-

pflichtung auf einen globalen Multilateralismus. Zur Außenpolitik 

Deutschlands gegenüber den Vereinten Nationen, in: Klaus Dicke/

Manuel Fröhlich, (Hrsg.), Wege multilateraler Diplomatie, Baden-Ba-

den 2005, S. 113–125; Klaus Brummer, Streben nach Status- und Ein-

flussgewinn? Deutschland in den Vereinten Nationen, in: Eckhard Jes-

se (Hrsg.), Eine normale Republik? Geschichte – Politik – Gesellschaft 

im vereinigten Deutschland, Baden-Baden 2011, S. 255–277 und Johan-

nes Varwick, Die deutsche UNO-Politik, in: Thomas Jäger/Alexander 

Höse/Kai Oppermann (Hrsg.), Deutsche Außenpolitik, Wiesbaden, 

2. Auflage 2011, S. 514–531.

  7 Joschka Fischer, Rede des deutschen Außenministers zum Thema 

Terrorismus vor der UN-Generalversammlung am 12.11.2001 in New 

York, VN, 1/2002, S. 26ff.

  8 Aufbruch und Erneuerung. Deutschlands Weg ins 21. Jahrhundert. 

Koalitionsvereinbarung zwischen der Sozialdemokratischen Partei 

Deutschlands und Bündnis 90/Die GRÜNEN, Bonn, 20.10.1998, Ab-

schnitt XI 7.

  9 Frank-Walter Steinmeier, Rede des deutschen Außenministers vor 

der 61. UN-Generalversammlung am 22.9.2006 in New York, VN, 

6/2006, S. 263ff.

10 Guido Westerwelle, 40 Jahre UN-Mitgliedschaft, 17.9.2013, www. 

bundeskanzlerin.de/Content/DE/Artikel/2013/09/2013-09-17-deut 

schland-vereinte-nationen.html

11 Angela Merkel, Grußwort zur Fachtagung anlässlich der 40-jähri-

gen deutschen UN-Mitgliedschaft, http://www.dgvn.de/fileadmin/

user_upload/DOKUMENTE/TS_40JahreUNMS/Gru%C3%9Fwort_40 

_Jahre_DEU_UN_2013-09-11-032025.pdf
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sammen. Sie stützt sich unter anderem auf die Arbeit 
der Ständigen Vertretungen der Bundesrepublik in 
New York und an den anderen UN-Standorten (Genf, 
Nairobi, Paris, Rom und Wien). Aber auch das Kanz-
leramt sowie eine Vielzahl an Bundesministerien sind 
inzwischen mit UN-Themen befasst.

All das spiegelt sich in erheblichen materiellen 
deutschen Leistungen wider: Als nur mittelgroßes 
Land (Bevölkerung: Rang 16, Fläche: Rang 62) ge-
hört Deutschland als viertgrößte Volkswirtschaft der 
Welt zu den Hauptbeitragszahlern zum ordentlichen 
UN-Haushalt. Mit einem Beitragssatz von gegenwär-
tig 7,1 Prozent zum UN-Haushalt sowie zum Bud-
get für Friedensmissionen leistet es Erhebliches – 
und nur die USA (22 Prozent) und Japan (10,8 Pro - 
zent) zahlen mehr. Im Jahr 2010 hatte dies Zahlun-
gen an das gesamte UN-System von rund 1,2 Mrd. 
Euro, im Jahr 2011 etwa 1,1 Mrd. Euro zur Folge. 
Der Pflichtanteil Deutschlands ist jedoch seit einigen 
Jahren rückläufig. Im Jahr 2000 lag er noch bei rund 
9,9 Prozent. Darüber hinaus leistet Deutschland zum 
Teil erhebliche freiwillige finanzielle Beiträge zu den 
Sonderorganisationen, Programmen, Fonds und sons-
tigen Einrichtungen der Vereinten Nationen. Abgese-
hen vom UN-Umweltprogramm ist Deutschland 
hier allerdings oft nur zehntgrößter Beitragszahler. 
Es lässt sich darüber streiten, ob das genug oder gar 
zu viel ist, und es muss auch darauf hingewiesen wer-
den, dass etwa das selbstauferlegte Ziel, 0,7 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts für Entwicklungshilfe 
aus zugeben, nicht annähernd erreicht wurde. Aber 
insgesamt dürften seit 1990 deutlich mehr als 
20 Mrd. Euro an das UN-System gezahlt worden 
sein. 26 UN-Organisationen haben inzwischen ih-
ren Sitz in Deutschland, darunter 19 mit fast 1000 
Mitarbeitern am UN-Campus im ehemaligen Bon-
ner Abgeordnetenhochhaus. 

Vier Thesen zur deutschen UN-Politik

Diese Liste ließe sich fortsetzen, und auch eine in-
tensive Dokumentenanalyse aus allen Bereichen der 
deutschen Außenpolitik oder Berichte aus einer Rei-
he von Gesprächen mit wichtigen Akteuren der deut-
schen UN-Politik würden diese Grundaussagen be-
stätigen. Doch helfen solche UN-freundlichen Aus - 
sagen wirklich weiter? Sind sie ein verlässlicher Maß-
stab zur Bewertung der deutschen UN-Politik? 

These 1: Seit den neunziger Jahren hat sukzes-
sive die Kategorie ›Nutzen‹ zulasten prinzipien-
orientierter multilateraler Gesinnung an 
Bedeutung gewonnen.

Die Vereinigung brachte zunächst auf quasi natürli-
chem Wege einen weiteren Bedeutungszuwachs für 
Deutschland mit sich. Dieser machte konzeptionelle 
Anpassungen notwendig, worauf sich Deutschland 
nur zögerlich und eher auf Druck von außen denn 

aus innerer Überzeugung einließ. Der weiterhin ak-
tiven Selbsteinbindung in einen globalen multilate-
ralen Rahmen stand dabei zunehmend ein gegen-
läufiger Entwicklungsstrang entgegen: Gipfelnd in 
Kanzler Schröders Diktion vom ›deutschen Weg‹ im 
Zusammenhang mit dem Irak-Krieg 2003 ist eine 
›Normalisierung‹ deutscher UN-Politik erkennbar, 
die sich eher am kurzfristigen, vermeintlich nationa-
len Interesse orientiert. Auch Außenminister Wester-
welle sprach ganz im Sinne dieser Denkweise in an-
derem Zusammenhang (deutsche Enthaltung zur 
Libyen-Resolution 1973 im Jahr 2011) davon, dass 
Deutschland eine Entscheidung nicht allein deswe-
gen treffen könne, »weil andere sie so getroffen ha-
ben«.12 

Das Zusammenspiel von rhetorischer Bekräfti-
gung der Bedeutung der UN mit der etwas holprigen 
Diskussion um einen deutschen Weg führt dazu, dass 
Deutschland in den UN keinen einheitlichen Multi-
lateralismus mehr verfolgt, sondern zwischen der 
eher allgemeinwohlorientierten (häufig deklarato-
rischen) und der vermeintlich effektiven (in der Re-
gel an wirtschaftlichen Maßstäben orientierten) Form 
hin- und herwechselt. Die Kategorie Nutzen multi-
lateraler Einbindung (nationales Interesse) hat in-
sofern zulasten prinzipienorientierter multilateraler 
Gesinnung an Bedeutung gewonnen.13 In der UN-
Politik des vereinten Deutschlands seit 1990 sind 
Parallelen, aber auch Unterschiede zur ersten Phase 
der bundesdeutschen UN-Politik (1973–1990) zu er-
kennen. Dies gilt insofern, als Status- und Einfluss-
fragen prägend für die UN-Politik waren und sind: 
früher Alleinvertretungsanspruch beziehungsweise 
staatliche Anerkennung und außenpolitische Eman-
zipation im internationalen System, heute Streben 
nach einem ständigen Sitz im Sicherheitsrat und An-
erkennung als herausragende Mittelmacht. 

These 2: Deutschland sollte ›guter Freund  
der UN‹ bleiben, aber pragmatischer mit 
multilateraler Zusammenarbeit umgehen.

Alles in allem kann Deutschland unabhängig von der 
parteipolitischen Zusammensetzung der jeweiligen 
Bundesregierung über nunmehr gut zwei Jahrzehn-
te eine aktive Politik zur Unterstützung der UN be-
scheinigt werden. Deutschland ist im internationa-
len Vergleich ein guter Freund der UN – ein guter 
Freund übrigens, der tief in das eigene Portemon-
naie greift, um diese Freundschaft zu pflegen. Den-
noch wird es zukünftig häufiger Situationen geben, 

12 Guido Westerwelle, Bedenke das Ende!, Süddeutsche Zeitung, 

24.3.2011. 

13 Dieses Argument wird ausführlich hergeleitet bei Rainer Bau-

mann, Multilateralismus: Die Wandlung eines vermeintlichen Konti-

nuitätselementes der deutschen Außenpolitik, in: Thomas Jäger et al. 

(Hrsg.), a.a.O. (Anm. 6), S. 468–487.
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in denen sich Deutschland vor die Wahl gestellt sieht, 
welcher Art von Multilateralismus es den Vorzug 
geben soll. Die deutsche UN-Politik steht damit vor 
einem Dilemma: Es ist einerseits denkbar (wenn-
gleich unwahrscheinlich), dass sich die Vereinten 
Nationen als Kern einer Global-Governance-Ar-
chitektur herausbilden und der geregelte Multilate-
ralismus effektiv Probleme löst. Andererseits ist es 
ebenso denkbar (und wahrscheinlicher), dass Multi-
lateralismus ›verclubt‹ und unterschiedliche Forma-
te (wie die G20) sowie andere themenspezifische Po-
litiknetzwerke an Bedeutung gewinnen.14 Dies würde 
für die deutsche Außenpolitik bedeuten, dass sie noch 
pragmatischer und weniger prinzipiell mit multila-
teralen Formaten arbeiten muss. 

Das klassische Leitprinzip deutscher Außenpo-
litik, der effektive Multilateralismus, funktioniert 
dann, wenn sich die Beteiligten zunächst koopera-
tiv gegenübertreten und zudem mit den Ergebnis-
sen der Kooperation nachher zufrieden sind. Diese 
Situation ist allerdings nur selten gegeben; für die 
Lösung internationaler Konflikte jenseits geschütz-
ter Räume wie der EU gilt, dass Multilateralismus 
oftmals nur in Kombination mit klassischen Macht-
faktoren effektiv ist.15 Für die deutsche operative Po-
litik folgt daraus ein hoher Bedarf an strategischen 
Richtungsentscheidungen, die mit diesen Fragen ein-
hergehen. Unter anderem ist zu klären, wie der ›G-
isierungsprozess‹ kompatibel zu den UN-Prozessen, 
insbesondere im Wirtschafts- und Sozialrat und in 
der Generalversammlung, gehalten werden kann und 
ob die Funktionen der G20 auch jenseits der ›Eco-
nomic Governance‹ ausgeweitet werden sollen. Nicht 
zuletzt ist zu diskutieren, ob die G20 gar auf länge-
re Sicht eine pragmatische Alternative zum reform -
unfähigen UN-Sicherheitsrat sein könnte. 

These 3: Die ›Kultur der militärischen  
Zurückhaltung‹ und die ›Kultur der Verant- 
wortung‹ stehen nicht immer im richtigen 
Verhältnis zueinander. 

In Deutschland ist eine Kultur der militärischen Zu-
rückhaltung fester Bestandteil des außenpolitischen 
Grundkonsenses. Allerdings zeigt sich gerade im 
UN-Kontext deutlich, dass diese Kultur oftmals den 
realen Problemen internationaler Sicherheit nicht 
mehr gerecht wird. Zudem akzeptieren die interna-
tionalen Partner Deutschlands die Kultur der Zu-
rückhaltung auch zunehmend weniger als Argument 
für Nichthandeln im militärischen Bereich. Dies lässt 
sich an zwei Beispielen illustrieren: erstens der deut-
schen Haltung in der Libyen-Frage und zweitens 
der deutschen Beteiligung an UN-Friedensmissionen. 

Haltung in der Libyen-Frage

Die deutsche Haltung in der Libyen-Frage16 glich der 
sprichwörtlichen Redewendung: ›Wasch mir den Pelz, 
aber mach mich nicht nass‹. Anders formuliert: Die 

Betonung der Zivilmachttraditionen der Bonner Re-
publik geriet in der Libyen-Entscheidung in Wider-
spruch zu der Einbindung in traditionelle Bündnis-
strukturen, der multilateralen Ausrichtung deut scher 
Außenpolitik und dem rhetorischen Eintreten für 
eine Operationalisierung der Schutzverantwortung 
der internationalen Gemeinschaft bei schwersten 
Menschenrechtsverletzungen (Responsibility to Pro-
tect – R2P). Berlin hatte sich für ein ›Ohne mich‹ 
entschieden, mit dem Zweifel an der außenpolitischen 
Zuverlässigkeit des Landes einhergingen. Das, wie 
Josef Joffe es treffend formuliert hat, »deklamieren 
(..), ohne zu agieren«, ein »niemandem wehtun, am 
wenigsten sich selber« ist nicht tragfähig.17  

Beteiligung an UN-Friedensmissionen

Bei der Beteiligung an UN-Friedensmissionen ist seit 
Längerem Enthaltsamkeit feststellbar. In den ver-
gangenen Jahren hat sich Deutschland trotz seiner 
UN-freundlichen Rhetorik weniger an UN-geführ-
ten, als vielmehr an UN-mandatierten Einsätzen 
beteiligt. Bei den Missionen des ersten Typs leiten 
die bekannten ›Blauhelme‹ den Einsatz. Im Fall des 
zweiten Typs handeln die Staaten oder Regionalor-
ganisationen als ›Subunternehmer‹ des UN-Sicher-
heitsrats und können die Details des Einsatzes weit-
gehend selbst bestimmen. Den gegenwärtig rund 7000 
deutschen Soldatinnen und Soldaten in UN-man-
datierten Einsätzen (insbesondere in Kosovo und 
Afghanistan) stehen rund 200 Kräfte in UN-ge-
führten Einsätzen gegenüber – was weniger als drei 
Prozent des eingesetzten Personals entspricht. Zwar 
ist Deutsch land auch im Bereich der UN-Friedens-
missionen drittwichtigster Beitragszahler und diese 
Funktion übt es mustergültig aus, weil es seine Bei-
träge nicht als politisches Druckmittel missbraucht, 
sondern verlässlich pünktlich zahlt und damit den 
UN Planungssicherheit ermöglicht. Aber die perso-
nelle Beteiligung mit deutschen Soldat/innen und 
Polizist/innen ist minimal.18  

14 Siehe ausführlich: Sven Bernhard Gareis/Johannes Varwick, Die 

Vereinten Nationen. Aufgaben, Instrumente und Reformen, 5. Auf-

lage, Opladen 2014, S. 345–353 (im Erscheinen).

15 Vgl. Eberhard Sandschneider, Deutsche Außenpolitik: Eine Gestal-

tungsmacht in der Kontinuitätsfalle, Aus Politik und Zeitgeschichte, 

10/2012, S.  3–9.

16 Siehe statt vieler Johannes Varwick, Unzuverlässiger Bündnis-

partner, 22.8.2011, https://zeitschrift-ip.dgap.org/de/aussenpolitiknet 

/themen/unzuverl%C3%A4ssiger-b%C3%BCndnispartner und Wolfgang 

Seibel, Libyen, das Prinzip der Schutzverantwortung und Deutschlands 

Stimmenthaltung im UN-Sicherheitsrat bei der Abstimmung über Re-

solution 1973 am 17. März 2011, Die Friedens-Warte, 1–2/2013, S. 87–115.

17 Josef Joffe, Nichts als Worte, Die Zeit, 22.8.2013. 

18 Siehe dazu Ekkehard Griep/Winfried Nachtwei, Für eine politische 

Aufwertung der VN-Friedenssicherung in Deutschland – Ungenutzte 

Chancen im VN-Peacekeeping nutzen, DGVN Policy Paper, 1/2011, Berlin.

Wahrscheinlich ist, 
dass Multilateralis-
mus ›verclubt‹ und 
andere themen-
spezifische Formate 
wie die G20 an 
Bedeutung 
gewinnen.

Im Fall Syrien  
hatte sich Berlin  
für ein ›Ohne mich‹ 
entschieden, mit 
dem Zweifel an der 
außenpolitischen 
Zuverlässigkeit  
des Landes 
einhergingen.



Varwick | Deutschland in den UN 1990 bis heute

256    Vereinte Nationen 6/2013

These 4: Deutschland kann durchaus noch mehr 
im UN-Rahmen tun; Konzentration auf ›das 
Schöne und Gute‹ ist nicht tragfähig.

Die Rolle Deutschlands in den Vereinten Nationen 
hat sich in bemerkenswerter Weise entwickelt. Der 
Weg von einem Paria der internationalen Politik zu 
einem anerkannten Mitglied der Völkergemeinschaft 
hat sich maßgeblich durch die aktive Mitarbeit in 
der Weltorganisation vollzogen: eine erfolgreiche, 
ja geradezu atemberaubende außenpolitische Eman -
zipa tion. Doch heute geht es nicht mehr um Eman -
zipa tion, sondern um aktive Problemlösung. Von ei-
ner wichtigen Mittelmacht mit globalen Interessen 
wie Deutsch land wird zu Recht erwartet, dass sie 
eigene Vorstellungen hinsichtlich aktueller und struk-
tureller Problembereiche der internationalen Politik 
entwickelt und versucht, diese umzusetzen. Deutsch-
land gehört zu den wichtigsten Mitgliedern der Ver-
einten Nationen und hat ein Interesse daran, dass 
die internationale Ordnung stabil und offen bleibt. 
Es trägt daher auch die Verantwortung dafür. In-
sofern ist Deutschland tatsächlich vom Konsumen-
ten zu einem wichtigen (Mit-)Produzenten interna-
tionaler Ordnung geworden. 

Wenn es stimmt, dass außenpolitische Entschei-
dungen durch den Zweiklang bestimmt werden, was 
außenpolitisch machbar und was innenpolitisch 
mehr heitsfähig ist, dann haben sich mit Blick auf 
die deutsche UN-Politik beide Parameter in diesem 
Zweiklang massiv verändert: Außenpolitisch ist die 
Lage nochmals komplexer geworden, und innen-
politisch haben wir es mit einem unterentwickelten 
Verständnis für eine Rolle als aktiver Multilatera-
list zu tun. Insgesamt könnte Deutschland trotz 
erheblicher finanzieller und politischer Beiträge in 
zahlreichen UN-relevanten Politikfeldern durchaus 
mehr tun und dem rhetorischen Bekenntnis zur Stär-
kung des UN-Multilateralismus Taten folgen lassen. 
So scheint es, um nur ein Beispiel zu nennen, durch-
aus verantwortbar, deutsches Personal in substan-
zieller Größenordnung in UN-geführten Missionen 
einzusetzen und sich nicht derart deutlich wie in den 
vergangenen Jahren auf die UN-mandatierten Mis-
sionen zu beschränken. 

Karl Theodor Paschke hat kürzlich mit Blick auf 
die Aussage im UN-politischen Zweijahresbericht der 
Bundesregierung, nach der sich deutsche UN-Poli-
tik durch ein Engagement in der ganzen Breite der 
UN-Themen auszeichne, bemerkt, dass das deutsche 
Profil in der Weltorganisation auch nach 40 Jahren 
Mitgliedschaft vergleichsweise blass sei. »Wir klot-
zen nirgends, weil wir überall kleckern«.19 Zudem 
fällt und stößt zunehmend auf, dass Deutschland im-
mer da vorne dabei ist, wo es um ›das Schöne und 
Gute‹ geht, und sich wenig dort engagiert, wo es um 
unangenehme und vielleicht auch risikoreiche Bei-
träge geht. Es ist eben einfacher, sich dafür einzu-

setzen, das Thema Klimawandel im Sicherheitsrat 
zu diskutieren,20 als sich an einer innenpolitisch un-
populären R2P-Intervention in Libyen zu beteiligen. 

Bilanz

Deutschland hat seit 1990 im UN-Rahmen alles in 
allem berechenbar gehandelt, es bleibt aber oftmals 
unter seinen Möglichkeiten.21 Trotz durchaus maß-
geblicher Beiträge etwa in der UN-Umweltpolitik 
oder beim Völkerstrafrecht sind insgesamt zu wenig 
Initiativen in relevanten Politikbereichen und vor al-
lem oftmals kaum praktikable Alternativvorschlä-
ge feststellbar. Klaus Naumann hat der deutschen 
Sicherheitspolitik vorgeworfen, »an die Stelle einer 
strategischen Logik der Zwecke« eine »taktische Po-
litik der Vorbehalte« zu setzen.22 Deutschland ver-
traue zu sehr auf die Kraft bewährter Verfahren, aber 
der Grenznutzen des multilateralen Handlungsstils 
nehme tendenziell ab. Das gilt leider auch zu oft 
für die deutsche UN-Politik. 

Besonders sichtbar wird das an zwei Themenbe-
reichen, die abschließend kurz erörtert werden sol-
len: dem Thema UN-Reform und der Debatte um 
die Notwendigkeit eines Mandats des UN-Sicher-
heitsrats für ein robustes Handeln in Krisensituati-
onen.

UN-Reform

Trotz aller Wertschätzung wird auch von der deut-
schen Politik darauf hingewiesen, dass es für eine 
wichtige Rolle der UN in der internationalen Poli-
tik einer ständigen Anpassung und in manchen Be-
reichen auch eines grundsätzlichen Umdenkens ins-
besondere der mächtigen Mitgliedstaaten bedürfe. 
»Ich bin der Überzeugung«, so beispielsweise die Bun-
deskanzlerin, »dass für die Gestaltung der Globali-
sierung die Vereinten Nationen und die angeglieder-
ten Organisationen das beste Forum und der beste 
Rahmen sind. Deshalb bleibt für die Bundesrepub-
lik Deutschland die Reform der Vereinten Nationen 
eine der ganz großen Aufgaben in den nächsten Jah-
ren. Jeder, der sich damit befasst, weiß, dass das Gan-
ze schon sehr lange dauert. Ich sage aber auch, dass 
die Zeit drängt. Denn wer, wenn nicht die Vereinten 
Nationen, ist legitimiert, in Krisensituationen der 
Welt ein deutliches Wort zu sprechen? Daher wird 
Deutschland alles daransetzen, die Reform der Ver-

19 Karl Theodor Paschke, Für einen aufgeklärten Multilateralismus wer-

ben, Impulsreferat, 27.11.2012 (unveröffentlicht). 

20 Vgl. dazu Richard Gowan, Deutschland im UN-Sicherheitsrat: 

Weder zu stark noch zu schwach, VN, 1/2013, S. 3–8.

21 So auch Tom Koenigs, Drei Fragen an …, VN, 1/2013, S. 8.

22 Klaus Naumann, Wie strategiefähig ist die deutsche Sicherheits-

politik?, Aus Politik und Zeitgeschichte, 48/2009, S. 10–17, hier S. 11.
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einten Nationen voranzutreiben.«23 Nach dem gro-
ßen Reformschwung infolge des Weltgipfels 2005, 
als mit der Kommission für Friedenskonsolidierung 
und dem Menschenrechtsrat (in beiden Gremien 
wirkt Deutschland phasenweise mit) zwei wichtige 
Institutionen neu geschaffen beziehungsweise von 
Grund auf umgestaltet wurden, befinden sich die UN 
nun in einem Modus beständiger, aber kleinerer An-
passungen. Mit dem Thema Reform des Sicherheits-
rats, in den das vereinigte Deutschland bisher drei-
mal (1995/1996, 2003/2004 und 2011/2012) als 
nicht ständiges Mitglied gewählt wurde, ist allerdings 
die wohl schwierigste Reform auf die lange Bank 
geschoben worden. Deutschland strebt seit Anfang 
der neunziger Jahre im Rahmen einer umfassenden 
Neuzusammensetzung des Rates einen ständigen Sitz 
an. Auch angesichts des Umstands, dass diese For-
derung ganz offenkundig an den politischen Realitä-
ten vorbeigeht, sollte eine ernsthafte Selbstprüfung 
erfolgen, ob die strategische Identität Deutschlands, 
der weltpolitische Gestaltungswille Deutschlands 
und die in der Gesellschaft vorherrschenden Einstel-
lungen und Meinungen mit einem offensiven Wer-
ben um einen deutschen Sitz in Übereinstimmung 
zu bringen sind. Hier eine Kehrtwende zu machen, 
wäre kein Symbol ›abgekühlter Freundschaft zu den 
UN‹, sondern ein realistisches Programm. Stattdes-
sen wäre es sinnvoller, weiterhin und vielleicht so-
gar in stärkerem Maße mit konkreten Ideen und Bei-
trägen auf den vielen Klaviaturen des UN-Systems 
mitzuspielen und Multilateralismus in seinen unter-
schiedlichen Varianten zu gestalten. 

Militärische Interventionen ohne UN-Mandat

Zu den Tabus in der deutschen UN-Politik gehört 
auch die Frage, ob ein militärisches Handeln der in-
ternationalen Gemeinschaft immer und ausschließ-
lich auf Grundlage eines klaren Mandats des UN-
Sicherheitsrats erfolgen darf. Davon abgesehen, dass 
es immer klüger ist, auf der Grundlage eines solchen 
Mandats Maßnahmen zu ergreifen, sollte anerkannt 
werden, dass ein überzogener UN-Legalismus kaum 
tragfähig ist. Denn es kann Situationen geben, in de-
nen der Sicherheitsrat durch Vetodrohungen oder 
tatsächliche Vetos gelähmt ist – und trotzdem Hand-
lungsbedarf besteht. Anders formuliert: In dem Span-
nungsfeld zwischen multilateralem Handeln im 
NATO- oder EU-Rahmen und dogmatischer Be-
achtung der völkerrechtlichen Spielregeln der UN-
Charta muss sich Deutschland auch künftig (wie im 
Fall Kosovo im Jahr 1999 geschehen) für Ersteres ent-
scheiden können. Dies kann sich natürlich immer nur 
auf einen eng definierten Ausnahmefall beziehen. 
Aber nur in einer völkerrechtlichen Idealwelt bietet 
die UN-Charta einen stets funktionsfähigen Rechts-
rahmen.24 

Die deutsche UN-Politik seit der Vereinigung kann 
insgesamt als repräsentativ für die schwierige Rol-

lensuche des vereinten Deutschlands in einer Welt 
des Umbruchs gesehen werden. Ganz zweifellos meh-
ren sich die Stimmen, die von Deutschland mehr En-
gagement in der internationalen Politik fordern. »Des-
halb ist es richtig«, so auch Bundespräsident Joachim 
Gauck in seiner Rede zum Tag der deutschen Einheit 
am 3. Oktober 2013, »wenn andere ebenso wie wir 
selbst fragen: Nimmt Deutschland seine Verantwor-
tung ausreichend wahr (…)? Und wenn wir einen 
ständigen Sitz im Sicherheitsrat der Vereinten Natio-
nen anstreben: Welche Rolle sind wir dann bereit, 
bei Krisen in ferneren Weltregionen zu spielen? Un-
ser Land ist keine Insel. Wir sollten uns nicht der 
Illusion hingeben, wir könnten verschont bleiben von 
den politischen und ökonomischen, den ökologischen 
und militärischen Konflikten, wenn wir uns an de-
ren Lösung nicht beteiligen. Ich mag mir nicht vor-
stellen, dass Deutschland sich groß macht, um an-
dere zu bevormunden. Aber ich mag mir genauso 
wenig vorstellen, dass Deutschland sich klein macht, 
um Risiken und Solidarität zu umgehen«.25 

Eine eher technische Frage deutscher UN-Politik 
betrifft übrigens auch die Problematik, wie eine ko-
härente deutsche UN-Politik interministeriell zu ko-
ordinieren ist. Es gibt heute kaum ein Ministerium, 
das nicht in der einen oder anderen Form UN-Poli-
tik betreibt. Es sind wohl deutlich mehr als 150 Refe-
rate in den einzelnen Bundesministerien, die Bezie-
hungen zum UN-System unterhalten.26 Das Auswär - 
tige Amt hat hier zwar häufig die Federführung, aber 
die Kohärenz- und Koordinierungsprobleme deut-
scher UN-Politik sind damit nicht abschließend ge-
löst. Ein weites Feld für eine neue Bundesregierung.

 

23 Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel anlässlich des Emp-

fangs des Diplomatischen Corps am 18.2.2008 in Berlin, http://archiv 

.bundesregierung.de/Content/DE/Archiv16/Rede/2008/02/2008-02 

-18-rede-merkel-empfang-diplomatisches-corps.html

24 In der deutschen Debatte werden solche Überlegungen regelmä-

ßig als abwegig oder gar UN-feindlich stigmatisiert. Dies ändert nichts 

daran, dass die Debatte geführt werden muss. Siehe dazu auch Stif-

tung Wissenschaft und Politik/German Marshall Fund of the United 

States (Hrsg.), Neue Macht. Neue Verantwortung. Elemente einer deut-

schen Außen- und Sicherheitspolitik für eine Welt im Umbruch, Ber-

lin 2013, S. 41.

25 Joachim Gauck, Die Freiheit in der Freiheit gestalten, Rede am 

3.10.2013 in Stuttgart, www.bundespraesident.de/SharedDocs/Reden/

DE/Joachim-Gauck/Reden/2013/10/131003-Tag-deutsche-Einheit.html

26 Dabei handelt es sich nur um eine grobe Schätzung des Verfas-

sers, da neuere Untersuchungen dazu nicht vorliegen. Zuletzt siehe 

Walter Eberlei/Christoph Weller, Deutsche Ministerien als Akteure 

von Global Governance, INEF-Report 51, Duisburg 2001.
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